
Arbeitsblatt 4.4 – Kündigung von Berufsausbildungsverhältnisse 

Außerordentliche oder Ordentliche Kündigung 

Bei Kündigungen wird immer zwischen zwei Arten der Kündigung unterschieden, der 

außerordentlichen (fristlose) Kündigung und der ordentlichen (fristgemäße) Kündigung.  

 

Außerordentliche Kündigung 

Eine außerordentliche Kündigung (auch: fristlose Kündigung) ist eine Kündigung, durch die das 
Vertragsverhältnis aus wichtigem Grund in der Regel ohne Einhalten einer gesetzlichen, 
tarifvertraglichen oder einzelvertraglichen Kündigungsfrist beendet wird. Ein wichtiger Grund liegt 
vor, wenn dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter 
Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zur 
vereinbarten Beendigung oder bis zum Ablauf einer Kündigungsfrist unzumutbar ist. 

Die außerordentliche Kündigung kann nicht durch Vertrag oder Vereinbarung ausgeschlossen 
werden. 

Ordentliche Kündigung 

Eine ordentliche Kündigung (auch: fristgerechte Kündigung) ist eine Kündigung, die das 

Vertragsverhältnis unter Beachtung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Ablaufs der 

Kündigungsfrist beendet. Im Bereich Arbeitsrecht gibt es drei Arten von Kündigungsgründen: 

• die personenbedingte (will, aber kann nicht) 

• die verhaltensbedingte (kann, aber will nicht) 

• die betriebsbedingte Kündigung (kann und will, aber darf nicht) 

Die Zulässigkeitsvoraussetzungen für eine ordentliche Kündigung sind je nach Art des zu kündigenden 

Vertrages sehr verschieden. Sofern nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenstehen, können 

die Voraussetzungen auch vertraglich vereinbart werden. 

Betriebsrat 

Der Betriebsrat hat bei einer außenordentlichen Kündigung eine 3 Tage Bedenkzeit, um seine Zweifel 

zu dieser Kündigung auszudrücken. Wenn der Betriebsrat schweigt, hatte er offenbar keine 

Bedenken. 

Bei deiner ordentlichen Kündigung beträgt die Bedenkzeit 7 Tage. 

Wird der Betriebsrat übergangen, also nicht informiert, ist die Kündigung wegen des Formverstoßes 

unwirksam 

 

 

 

  

http://www.lichtenberg-rechtsanwalt.de/Urteile/Arbeitsrecht/KuendigungII.html#Aus
http://www.lichtenberg-rechtsanwalt.de/Urteile/Arbeitsrecht/KuendigungII.html#Ord
http://de.wikipedia.org/wiki/Wichtiger_Grund
http://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%BCndigungsfrist


Arbeitsblatt 4.4 – Kündigung von Berufsausbildungsverhältnisse 

Besonderheit bei Auszubildenden in der Probezeit 

Tipp Nr. 102: Anhörung des Betriebsrats bei Kündigung von Auszubildenden in der Probezeit1 
 
Ein Berufsausbildungsverhältnis hat zwingend nach § 20 BBiG mit einer Probezeit zu beginnen. Diese 
muss mindestens einen Monat und darf höchstens vier Monate betragen. Während einer solchen 
Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis nach § 22 Abs. 1 BBiG jederzeit ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Will der Ausbildende eine solche Kündigung während der 
Probezeit erklären, hat er – sofern vorhanden – den Betriebsrat nach § 102 BetrVG ordnungsgemäß 
anzuhören. Nach dem ausdrücklichen Wortlaut dieser Vorschrift macht es keinen Unterschied, ob die 
beabsichtigte Kündigung einen Auszubildenden oder einen Arbeitnehmer betrifft. Der Betriebsrat ist 
vor jeder Kündigung zu hören. 

Fraglich ist allerdings in der Praxis häufig, wie lange der Betriebsrat Gelegenheit hat, um im Rahmen 
der Anhörung bei einer beabsichtigten Kündigung eines Auszubildenden in der Probezeit Stellung zu 
nehmen. Die richtige Vorgehensweise ist für die Personalpraxis äußerst wichtig. Verkennt der 
Ausbildende die richtige Frist, die dem Betriebsrat zur Verfügung steht, ist die Anhörung regelmäßig 
nicht ordnungsgemäß. Nach § 102 Abs. 1 Satz 3 BetrVG hat dies die Unwirksamkeit der Kündigung 
zur Folge. Erfährt der Ausbildende erst nach Ablauf der Probezeit von der Unwirksamkeit der 
Kündigung, greift der Sonderkündigungsschutz des Auszubildenden nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 BBiG. Die 
Kündigung ist nur noch aus wichtigem Grund möglich. 

Die falsche Strategie: 

Die falsche Strategie ist, dem Betriebsrat lediglich drei Tage Gelegenheit zu geben, zur beabsichtigten 
Kündigung Stellung zu nehmen. § 102 Abs. 2 Satz 3 BetrVG sieht zwar vor, dass ein Betriebsrat, der 
gegen eine außerordentliche Kündigung Bedenken hat, dies unter Angabe der Gründe dem 
Arbeitgeber – bzw. Ausbildenden – unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von drei Tagen, 
schriftlich mitzuteilen hat. Dies könnte zu der Annahme verleiten, dass auch bei einer Kündigung 
eines Auszubildenden in der Probezeit dem Betriebsrat nur diese relativ kurze Reaktionszeit zur 
Verfügung steht, da § 22 Abs. 1 BBiG – wie dargestellt – die Möglichkeit eröffnet, jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen. Orientiert sich die Personalpraxis hieran, würde sie bei 
einem Zugang der Anhörung beim Betriebsrat beispielsweise am Montag bei einer fehlenden 
Reaktion des Betriebsrats davon ausgehen, dass die Kündigung am Freitag erklärt werden kann (der 
Tag des Zugangs der Anhörung zählt nie mit). Dies ist aber falsch. 

Die richtige Strategie: 

Bei einer Kündigung eines Auszubildenden in der Probezeit handelt es sich nicht um eine 
außerordentliche, sondern um eine um eine ordentliche entfristete Kündigung (BAG 27.11.1991 – 2 
AZR 263/91; BAG 10.11.1988 – 2 AZR 26/88; BAG 16.12.2004 – 6 AZR 127/04). Der Betriebsrat hat 
demnach nach § 102 Abs. 2 Satz 1 BetrVG eine Woche Zeit, eine Stellungnahme abzugeben. Reagiert 
der Betriebsrat nicht innerhalb dieses Zeitraums mit einer abschließenden Stellungnahme, kann der 
Ausbildende erst nach Ablauf der Woche den Zugang der Kündigung beim Auszubildenden – bzw. bei 
minderjährigen Auszubildenden beim gesetzlichen Vertreter – bewirken. Erhält der Betriebsrat die 
Anhörung am Dienstag, wäre in diesem Fall die Kündigung erst am Mittwoch der Folgewoche 
möglich. Zu beachten ist, dass dieser Tag dann auch noch innerhalb der Probezeit liegt. 

 

 
1 https://www.strategisches-arbeitsrecht.de/2016/09/01/tipp-nr-102-anhoerung-des-betriebsrats-bei-
kuendigung-von-auszubildenden-in-der-probezeit/ 


